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Aufwertungsausgleichsgesetz 
(Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Aufwertung der DM schmälert automatisch die Erlöse der 
Landwirtschaft für Erzeugnisse, deren Preise durch die EWG 
geregelt sind, um insgesamt etwa 1,7 Mrd. DM im Jahre 1970. 

B. Lösung 

Um die Landwirtschaft vor diesem ungerechtfertigten Einkom- 
mensverlust zu schützen, wird vorgeschlagen, 

— einen Teil des Einnahmeausfalles — 780 Millionen DM — 
durch eine Sonderregelung im Bereich der Umsatzsteuer 
auszugleidien; 

— den Rest — 920 Millionen DM — durch zusätzliche Mittel 
aus dem Bundeshaushalt an die Landwirtschaft zu geben. 

C. Alternativen 

1. Die für die deutsche Landwirtschaft günstigste Regelung, 
die Auswirkungen der DM-Aufwertung durch Grenzaus- 
gleichsmaßnahmen zu beseitigen, konnte bei den EWG- 
Partnern nicht durchgesetzt werden. 

2. Ein Antrag, den Umsatzsteuersatz für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse auf allen Stufen anzuheben, so daß das Steuer- 
aufkommen nicht geschmälert würde, wurde wegen der zu 
erwartenden Wirkung auf das Preisniveau abgelehnt. 

3. Zusatzanträge, auch für Holz und Seefische umsatzsteuer- 
liche Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen, wurden abgelehnt. 
Etwa notwendige Ausgleichsmaßnahmen sollen auf andere 
als in diesem Gesetzentwurf vorgesehene Weise gewährt 
werden. 

D. Kosten 

Die umsatzsteuerlichen Maßnahmen führen 1970 zu einem Ein- 
nahmeausfall von 

— 546 Millionen DM beim Bund 

— 234 Millionen DM bei den Ländern; 

die zusätzlichen Bundesmittel sollen sich 1970 auf 920 Mil- 
lionen DM belaufen. 
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A. Bericht des Abgeordneten von Alten-Nordheim 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 11. Sitzung am 13. No- 
vember 1969 an den Finanzausschuß federführend 
und an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mitberatend sowie an den Fiaushalts- 
ausschuß gemäß § 96 GO überwiesen. Der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat die 
Vorlage am 27. November 1969 beraten. Der Finanz- 
ausschuß behandelte den Gesetzentwurf am 27. No- 
vember und am 4. Dezember 1969. 

Allgemeines 

Als Folge der Aufwertung der DM erwachsen 
der deutschen Landwirtschaft automatisch unab- 
wendbare Einkommenseinbußen, die in Überein- 
stimmung mit der Kommission der EG auf ca. 
1,7 Mrd. DM im Jahre 1970 geschätzt werden. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß durch Maßnah- 
men auf dem Gebiete der Umsatzsteuer ein Ver- 
lustausgleich in Höhe von 780 Millionen DM und 
für direkte Ausgleichszahlungen aus dem Bundes- 
haushalt weitere 920 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt werden. Vom Jahre 1971 an beteiligt sich 
die EG an dieser Finanzierung. 

Die Verluste entstehen in erster Linie bei den 
Marktordnungswaren, die entweder eine feste Preis- 
bindung an die Rechnungseinheit aufweisen (wie 
z. B. Getreide, Milch) oder bei denen begrenzende 
Interventionspunkte bestehen (wie z. B. Schweine- 
fleisch, Eier), aber auch bei den anderen landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen, bei denen gemeinschafts- 
interne Regelungen bestehen. 


Die Verordnung des Rates über die auf dem 
Agrarsektor infolge der Aufwertung der DM zu tref- 
fenden Maßnahmen gestattet der Bundesregierung, 
der Landwirtschaft von 1970 bis 1973 je Haushalts- 
jahr einen Ausgleich in Höhe von 1,7 Mrd. DM zu 
gewähren. Die Verordnung des Rates, die noch for- 
mal verabschiedet werden muß, verlangt nicht, daß 
dieser Ausgleich ausschließlich in der Form direkter 
Zahlungen gewährt werden muß, sondern sieht vor, 
daß der Landwirt beim Verkauf seiner Erzeugnisse 
einen Ausgleich in Höhe von höchstens 3 des 
Verkaufspreises erhalten kann. Dieser Betrag ist als 
Vorschuß anzusehen. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
der vorgelegte Gesetzentwurf mit seinen umsatz- 
steuerlichen Maßnahmen den von der EG gestellten 
Bedingungen entspricht. Mit den Regierungsvertre- 
tern ist der Finanzausschuß der Ansicht, daß der 
Vorschußcharakter der umsatzsteuerlichen Regelung 
bedeutet, daß die der Landwirtschaft durch die um- 
satzsteuerlichen Maßnahmen zufließenden Mehrein- 
nahmen insgesamt auf den Gesamtbetrag der Aus- 
gleichszahlung von 1,7 Mrd. DM anzurechnen sind. 

Die Beratungen des Finanzausschusses wurden be- 
stimmt von der Tatsache, daß der Ministerrat bereits 
Entscheidungen getroffen hatte. Da Ausgleichsmaß- 
nahmen für die deutsche Landwirtschaft der Zustim- 
mung aller EWG-Partner bedürfen, wurde die für 
die deutsche Landwirtschaft zweifellos beste Lö- 
sung, nämlich für alle von der Aufwertung betrof- 
fenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse einen exak- 
ten Grenzausgleich einzuführen, nicht durchgesetzt. 
Wie bekannt, hatten die deutschen Regierungsver- 
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treter bei den einschlägigen Verhandlungen am 
11. November 1969 mit den EWG-Partnern diese 
Lösung vorgeschlagen, jedoch nicht erreichen kön- 
nen. 

Auch die Berufung auf den französischen Präze- 
denzfall erschien der Mehrheit des Ausschusses 
nicht überzeugend, da in Frankreich infolge der Ab- 
wertung des Franc und der Bindung der Preise an 
die gemeinsame Rechnungseinheit auf längere Sicht 
mit einer Anhebung der Preise zu rechnen ist. Daher 
konnte für Frankreich eine schrittweise Anpassung 
der französischen Preise, d. h. Anhebung in zwei 
Jahren, vorgesehen werden. In Deutschland jedoch 
müßten die Preise infolge der Aufwertung der DM 
gesenkt werden. Die deutsche Landwirtschaft soll 
aber gerade vor diesen von ihr nicht zu vertreten- 
den Einkommenseinbußen geschützt werden. 

Unter diesen Umständen mußte nach Ansicht der 
Mehrheit des Ausschusses ein Kompromiß gefunden 
werden, der auf der einen Seite der Landwirtschaft 
so schnell wie möglich und laufend einen Teil der 
Aufwertungsverluste ausgleicht und der zum ande- 
ren mit dem EWG-Vertrag im Einklang steht, wo- 
nach Produkt- und preisgebundene Beihilfen nicht 
zulässig sind. 

Die umsatzsteuerliche Lösung führt dazu, daß fast 
jede durch die Aufwertung bedingte Erlösminderung 
beim Verkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse so- 
fort, wenn auch nur teilweise, ausgeglichen wird. 
Dieser Verlustausgleich geht zu Lasten des Mehr- 
wertsteueraufkommens, 

Ein Antrag, den Mehrwertsteuersatz für landwirt- 
schaftliche Produkte auf allen Stufen anzuheben, um 
den Bundeshaushalt zu entlasten und damit die not- 
wendigen Finanzmittel für die Ausgleichszahlungen 
aus dem Bundeshaushalt sicherzustellen, wurde im 
Ausschuß abgelehnt. 

Der restliche Ausgleich der aufwertungsbedingten 
Einkommensverluste soll nach Maßgabe eines be- 
sonderen Gesetzes herbeigeführt werden. 

Eingehend hat der Ausschuß die steuersystemati- 
schen und praktischen Probleme erörtert, die sich 
aus der Verwendung der Mehrwertsteuer als In- 
strument eines unmittelbaren Einkommensaus- 
gleichs für die Landwirtschaft ergeben. Der Aus- 
schuß bedauert, daß die Mehrwertsteuer für diese 
Zwecke eingesetzt werden muß, da Eingriffe in ihr 
System letztlich dazu führen müssen, daß sie eben- 
so unübersichtlich und kompliziert wird wie die alte 
Umsatzsteuer, und ihren Vorteil der Wettbewerbs- 
neutralität einbüßt. Der Finanzausschuß stellte seine 
Bedenken jedoch zurück, da es sich hier um einen 
außergewöhnlichen Ausnahmefall handelt. Die die 
Landwirtschaft automatisch treffenden Folgen der 
Aufwertung müssen zumindest teilweise sofort aus- 
geglichen werden. Dieser zeitliche Effekt ist nur 
über die Umsatzsteuer zu erreichen. Da sich kein 
Wirtschaftsbereich in einer Lage befindet, die mit 
der Landwirtschaft vergleichbar wäre (Bindung der 
Preise an den sogenannten Grünen Dollar), geht der 
Finanzausschuß davon aus, daß diese Ausnahme- 
regelung nicht zu Berufungen führen wird. 


Anträge, auch Seefische und Holz in die Umsatz- 
steuerregelung einzubeziehen, hat der Finanzaus- 
schuß abgelehnt, da diese Erzeugnisse nach deut- 
schem Recht bzw. nach EWG-Recht nicht zur Land- 
wirtschaft gehören. Der Finanzausschuß ist der Auf- 
fassung, daß die Bundesregierung in besonderen 
Härtefällen, die als Folge der Aufwertung in struk- 
turschwachen Wirtschaftsbereichen auftreten kön- 
nen, auf andere Weise als über umsatzsteuerliche 
Sonderregelungen helfen soll. 

Nach allem und besonders infolge der bereits ge- 
troffenen Entscheidungen des Ministerrates sah sich 
daher die Mehrheit des Ausschusses veranlaßt, der 
vorgeschlagenen Regelung als dem bestmöglichen 
Kompromiß zuzustimmen. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten teilt die Auffassung des Fi- 
nanzausschusses. 

Die vom Finanzausschuß vorgeschlagenen Ände- 
rungen haben im wesentlichen gesetzestechnischen 
Charakter. 

Im einzelnen 

Zur Überschrift 

Zur besseren Zitierfähigkeit soll die Überschrift 
eine Kurzfassung erhalten. 

Zu Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe a 

1. Die Neufassung des § 24 Abs. 1 Satz 2 UStG 
läßt nur die Befreiungen nach § 4 Nr. 6 ff. UStG 
unberührt, bei denen nach § 15 Abs. 2 UStG der 
Vorsteuerabzug versagt ist. Damit wird sicherge- 
gestellt, daß dem pauschalierenden Land- und 
Forstwirt im Rahmen des § 24 UStG bei Ausfuh- 
ren — wie auch bisher — ein besonderer Steuer- 
erstattungsanspruch nicht entsteht. Andererseits 
gewährleistet die Änderung, daß der Kürzungs- 
anspruch nach Art. 3 Abs. 1 Satz 1 auch bei Aus- 
fuhren gegeben ist, da für diese nunmehr im 
Rahmen des § 24 UStG grundsätzlich ebenfalls 
der Steuersatz von 8 v. H. gilt. 

2. Die weitere .Änderung in § 24 Abs. 1 UStG er- 
mäßigt den Steuersatz für die Ausfuhren der in 
§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG bezeichneten Ge- 
genstände (Sägewerkserzeugnisse, Getränke und 
alkoholische Flüssigkeiten) in der Weise, daß in 
diesen Fällen eine Steuer an das Finanzamt nicht 
zu entrichten ist. 

Zu Artikel 2 a 

Nach § 12 Satz 1 und 2 der 1. UStDV sind pauscha- 
lierende Land- und Forstwirte von den Aufzeich- 
nungspflichten bei der Mehrwertsteuer befreit, so- 
fern es sich nicht um die Umsätze von Getränken 
und alkoholischen Flüssigkeiten handelt, weil hier 
eine Steuer an das Finanzamt zu entrichten ist. Die 
Neufassung des § 12 Satz 2 der 1. UStDV paßt diese 
Aufzeichnungspflicht der geänderten Fassung des 
§ 24 Abs. 1 UStG formal an und erstreckt die Auf- 
zeichnungspflicht auf die Umsätze von Sägewerks- 
erzeugnissen, für die nunmehr nach § 24 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 UStG ebenfalls eine Steuer an das 
Finanzamt zu zahlen ist. 
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Zu Artikel 2 Nr. 2 , Artikel 4, Artikel 5 Abs. 2 , 
Artikel 7 

Da die der Bundesrepublik zugestandenen Schutz- 
maßnahmen nicht schon am 7. Dezember 1969, son- 
dern erst am 31. Dezember 1969 auslaufen werden, 
müssen die jeweiligen Daten entsprechend geändert 
werden und es entfällt die Haushaltsbelastung für 
die Zeit vom 2. Dezember bis 31. Dezember 1969. 


Bonn, den 5. Dezember 1969 


von Alten-Nordheim 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/56 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. Dezember 1969 


Der Finanzausschuß 


Porzner 

Stellv. Vorsitzender 


von Alten-Nordheim 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über einen Ausgleidi für Folgen der Aufwertung 
der Deutschen Mark auf dem Gebiet der Landwirtschaft 

— Drucksache VI /56 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Der deutschen Landwirtschaft durch die Aufwer- 
tung der Deutschen Mark vom 27. Oktober 1969 
entstehende Folgen werden nach Maßgabe dieses 
Gesetzes durch Änderung und Ergänzung der Vor- 
schriften des Umsatzsteuerrechts und Bereitstellung 
zusätzlicher Mittel für die Landwirtschaft im Bundes- 
haushalt ausgeglichen. 

Artikel 2 

Das Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) vom 
29. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 545), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Anpasung des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) an den Zoll- 
tarif vom 19. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1374), wird wie folgt geändert: 

1. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die im Inland im Rahmen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes aus- 
geführten Umsätze wird die Steuer wie folgt 
festgesetzt: 

1. Für die Lieferungen und den Eigenver- 
brauch von forstwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen, ausgenommen Sägewerkserzeug- 
nisse, auf drei vom Hundert, 

2. für die Lieferungen und den Eigenver- 
brauch der in der Anlage 1 aufgeführten 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft 

(Aufwertungsausgleichsgesetz - AufwAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

Das Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) vom 
29. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 545), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Anpassung des 
Umsatzstcuergesetzes (Mehrwertsteuer) an den Zoll- 
tarif vom 19. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1374), wird wie folgt geändert: 

1, § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die im Rahmen eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes ausgeführten 
Umsätze wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

Sägewerkserzeugnisse und für die son- 
stigen Leistungen auf fünf vom Hundert, 

3. für die Lieferungen und den Eigenver- 
brauch der in der Anlage 1 nicht aufge- 
führten Sägewerkserzeugnisse und Geträn- 
ke sowie von alkoholischen Flüssigkeiten 
auf elf vom Hundert 

und 

4. für die übrigen Umsätze im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 auf acht vom Hun- 
dert 

der Bemessungsgrundlage. § 4 bleibt unbe- 
rührt; § 9 findet keine Anwendung. Die Vor- 
steuerbeträge werden, soweit sie den in Satz 1 
Nr. 1 bezeichneten Umsätzen zuzurechnen 
sind, auf drei vom Hundert, in den übrigen 
Fällen des Satzes 1 auf fünf vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage für diese Umsätze fest- 
gesetzt. Ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt. 
§ 14 ist anzuwenden." 


b) In Absatz 2 wird hinter dem letzten Satz 
folgender Satz angefügt: 

„Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb 
gilt auch ein Gewerbebetrieb kraft Rechts- 
form, wenn im übrigen die Merkmale eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes vor- 
liegen." 

2. In § 27 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) § 24 Abs. 1 und 2 letzter Satz in der Fas- 
sung des Gesetzes über einen Ausgleich für Fol- 
gen der Aufwertung der Deutschen Mark auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft sind auf Umsätze 
anzuwenden, die nach dem 7. Dezember 1969 
ausgeführt worden sind." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


3. unverändert 


4. unverändert 


der Bemessungsgrundlage. Die Befreiungen 
nach § 4 mit Ausnahme der Nummern 1 bis 5 
bleiben unberührt; § 9 findet keine Anwen- 
dung. Für die Ausfuhrlieferungen und die im 
Ausland bewirkten Lieferungen der in Satz 1 
Nr. 3 bezeichneten Gegenstände ermäßigt 
sich die Steuer wie folgt: bei Sägewerkser- 
zeugnissen auf fünf vom Hundert, bei Geträn- 
ken und alkoholischen Flüssigkeiten auf acht 
vom Hundert, Die Vorsteuerbeträge werden, 
soweit sie den in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten 
Umsätzen zuzurechnen sind, auf drei vom 
Hundert, in den übrigen Fällen des Satzes 1 
auf fünf vom Hundert der Bemessungsgrund- 
lage für diese Umsätze festgesetzt. Ein wei- 
terer Vorsteuerabzug entfällt. § 14 ist anzu- 
wenden." 

b) unverändert 


2. In § 27 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) § 24 Abs. 1 und 2 letzter Satz in der Fas- 
sung des Gesetzes über einen Ausgleich für Fol- 
gen der Aufwertung der Deutschen Mark auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft sind auf Umsätze 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1969 
ausgeführt worden sind." 


Artikel 2a 

§ 12 Satz 2 der Ersten Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) 
vom 26. Juli 1967 (BundesgesetzbL I S. 801), geän- 
dert durch die Verordnung zur Änderung der Ver- 
ordnung zur Durchführung des Umsatzsteuergeset- 
zes (Mehrwertsteuer) vom 3, April 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 249), erhält folgende Fassung: 

„Das gilt nicht, soweit es sich um die Aufzeich- 
nung der Bemessungsgrundlagen für die Umsätze 
im Sinne des § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Geset- 
zes handelt." 
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Entwurf 
Artikel 3 

(1) Der Unternehmer, der § 19 des Umsatzsteuer- 
gesetzes (Mehrwertsteuer) nicht anwendet, ist be- 
rechtigt, die für die Lieferungen und den Eigenver- 
brauch 

1. der in der Anlage 1 des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) nicht aufgeführten Getränke, 

2. von alkoholischen Flüssigkeiten und 

3. von Gegenständen, für die nach § 24 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) ein 
Durchschnittssatz von acht vom Hundert gilt, 

geschuldete Umsatzsteuer um drei vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage im Sinne des § 10 des Um- 
satzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) zu kürzen. Die 
in Satz 1 bezeichneten Umsätze müssen im Rahmen 
eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes im 
Sinne des § 24 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 
(Mehrwertsteuer) ausgeführt worden sein. Die Kür- 
zungsbeträge sind mit der für einen Voranmeldungs- 
zeitraum oder Veranlagimgszeitraum geschuldeten 
Umsatzsteuer zu verrechnen. 

(2) Hat sich die Bemessungsgrundlage geändert, so 
ist der Kürzungsbetrag entsprechend zu berichtigen. 
Die Berichtigung ist für den Voranmeldungszeitraum 
oder Veranlagungszeitraum vorzunehmen, in dem 
die Änderung der Bemessungsgrundlage eingetreten 
ist. Entsprechendes gilt, wenn das vereinbarte Ent- 
gelt uneinbringlich geworden ist. 

(3) Der Unternehmer ist verpflichtet, zur Feststel- 
lung der Kürzungsbeträge und der Grundlagen ihrer 
Berechnung die in Absatz 1 bezeichneten Umsätze 
gesondert von den übrigen Umsätzen aufzuzeichnen. 
Die Aufzeichnungspflichten nach § 22 des Umsatz- 
steuergesetzes (Mehrwertsteuer) bleiben unberührt. 
Wendet der Unternehmer § 24 des Umsatzsteuer- 
gesetzes (Mehrwertsteuer) an, so gilt Satz 1 nur für 
die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Umsätze. 


Artikel 4 

Artikel 3 ist auf Umsätze anzuwenden, die nach 
dem 7, Dezember 1969 ausgeführt worden sind. 


Artikel 5 

(1) Die Bundesregierung stellt vom Haushaltsjahr 
1970 an jährlich für Maßnahmen der nationalen 
Agrarpolitik zusätzlich 920 Millionen Deutsche Mark 
in den Entwurf des Bundeshaushaltsplans (Einzel- 
plan 10) ein; dieser Betrag ist besonders auszuwei- 
sen. Davon unberührt bleibt der Haushaltsansatz 
für die nationale Agrarpolitik. 

(2) Zum Ausgleich im Jahre 1969 entstandener 
Folgen werden die für das Haushaltsjahr 1970 nach 
Absatz 1 Satz 1 zu veranschlagenden Mittel um 
53,1 Millionen Deutsche Mark erhöht. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Artikel 3 ist auf Umsätze anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1969 ausgeführt worden sind. 

Artikel 5 
(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 
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Entwurf 

(3) Der Ausgleich wird nach Maßgabe eines beson- 
deren Gesetzes nach Erlaß der erforderlichen Rechts- 
akte des Rates und der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften gewährt. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 7 

Artikel 2 bis 4 treten am 8. Dezember 1969 in 
Kraft, im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(3) unverändert 

Artikel 6 
unverändert 

Artikel 7 

Artikel 2 bis 4 treten am 1. Januar 1970 in Kraft, 
im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 
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